
Bundessozialgericht I m N a m e n d e s V o l k e s
—42 HJ 52/74 — v ..

\ —* ‘ U r t e i 1
Zugestellt am
46° AU€USt “974 in dem Rechtsstreit
Reg.Hauptsekretär
als Urk„ Beamter
der Gesch.Stelle

‘...Q.
............... . ....... .... ....... O...,

Klägerin und ■évisionskfägcrin,

Pr°zeßbe\olimächtigtez
..... ..........,.............,

g e g e‘n

O.....CO\ .
...... ...... i...-...noono■lconoo. ......... o,:

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Beigeladgagi‘

OOOCICUQ\

on.... ............ .....looo nnnnn . ......... an

Der 12° äenat des Bundessozialgerichts hat am
51° JUli 4974 ohne mündliche Verhandlung durch die
Richter
Dr,

G e y s e r ,
F % i e d e r i c h s und Dr. H e i n z e

und die %hrenamtlicheh Richter Dr° R e u
B und

Dr. G%r h a r d t für Rechterkannt:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‚— 2 _

AUf die RGViSiOHder Klägerin werden die Urteile des
Hessischen Landessozialgerichts vom 44‚ Dezember 4975
und des Sozialgericht 5 Frankf 't (Main) vom

25° September 4972 SOwie der Bescheid der Beklagten
vom 12. Oktober 1970 aufgehoben. v

55€ T&fä€Ü€Wff@ °€9urüeiZÜ‚ der KZägérin einen Bäscäeid
über die GewährungVOnHinterbliebenenrente aus der
Versicherung ihres geschiedenen früheren Ehemannes Ernst
U1;3zjgunter Berü0ksichtigung des Anspruchs der
Beigeladenen auf WitWenrente zu erteilen.

DieBeklagtehat der Klägerindie außergerichtlichen
Kosten der drei R8Chtszüge

zu erstatteno

Im übrigen haben die Beteiligten keine außergerichtlichen
Kosten zu erstatten"

ES i5t umstritten, Ob die Klägerin einen Anspruch auf Hinter—
bliebenenrente aus der Versicherung ihres geschiedenen
EhemannesW. hat (% 1265 Satz 1 der Reichsversicherungs—
ordnung —RVO—)

.

Der Versicherte iSt im Mai 1970 gestorben. Die Ehe mit der
Klägerin wurde im JUli 1950 aus Verschulden des Versicherten
geschieden. Zu der Zeit waren zwei Söhne, geboren 1974 und
4940 vorhanden. Der Versicherte schloß im Dezember1950
die Ehe mit der Beigeladenen‚

_Zur Zeit der Scheidung hatte der Versicherte ein monatl.iches
Arbeitseinkommen von ca. 550 DM; die Klägerin erhielt Für—
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«sorgeunterstützung. Der Versicherte bezog im letzten

Jahr vor seinem Tod ein Altersruhegeld und Zusatz—

renten des Baugewerbes, die 4969 585 DM und 55 DM,

4970 655 DM und 95 DM betrugen; außerdem war die

Miete des Versicherten wegen seiner Hilfeleistungen

für seine Vermieterin um 50 DM monatlich ermäßigt.

Die Klägerin bezog ein Altersruhegeld von monatlich

450 DM im Jahre 4969; es betrug 4970 monatlich

_455 DM.
Die zweite Ehefrau des Versicherten, die Beigeladene,

hatte kein Einkommen. Sie erhält jetzt Wituenrente

von der Beklagten.

Der Versicherte zahlte der Klägerin aufgrund eines

4956 in einem Unterhaltsprozeß geschlossenen Ver—

gleichs im letzten Jahr vor seinem Tod monatlich

45 DM.

Die Beklagte lehnte die Gewährung von Hinterbliebenen—

rente ab (Be30heid vom 42. 40. 4970). Klage und

Berufung der Klägerin blieben ohne Erfolg (Urteil

des Sozialgerichts —SG—Frankfurt/Main vom
.25. 9. 4972, Urteil des Hessischen Landessozial—

gerichts —LSG—vom 44. 42. 4975); die Revision wurde
zugelassen. '

Das LSG hat die drei Alternativen des @ 4265 Satz 4

RVO, ob der Versicherte der Klägerin zur Zeit

seines TodesUnterhalt nach den Vorschriften des
Ehegesetzes (EheG) zu gewähren hatte‚ ob er Unterhalt

aus sonstigen Gründen zu leisten hatte und ob er im

letzten Jahr vor seinem Tod tatsächlich Unterhalt ge;

leistet hat, geprüft.

Das LSG hat das Vorliegen der dritten Alternative

Verneint: Die Zahlung von 45 DM monatlich stelle

nicht die Gewährung von Unterhalt dar, weil sie nicht

wenigstens ein Viertel des notwendigen Mindestbedarfs

der Klägerin erreiche; dieser errechne sich nach dem
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bis Juni 1970 geltenden sozialhilferichtsatz einschließlich

Alterszuschlag, Beihilfe für Hausbrand und Kleidung sowie

Mietkosten auf 255,80 DM.

Bei der Prüfung der ersten Alternative hat das LSG zwar
die Unterhaltsfähigkeit des Versicherten zur Zeit seines

Todes aufgrund seiner Einkünfte bejaht. Es hat aber die
Unterhaltsbedürftigkeit der Klägerin.verneint, weil diese

zur Zeit des Todes des Versicherten ihren angemessenen

Unterhalt aus dem eigenen Altersruhegeld habe bestreiten

können. Es hat als angemessenen Unterhalt der Klägerin,

ausgehend vom Nettoeinkommen des Versicherten zur Zeit

der Scheidung von 550 DM, einen Anteil von 87,50 DM er-

rechnet. Diesen "angemessenen Unterhalt" hat es auf die

Lebenshaltungskosten zur Zeit des Todes des Versicherten

projiziert und als angemessenen Unterhalt der Klägerin im
Jahre 1970 einen Betrag von 155 DM angenommen: Die Klägerin

habe diesen, ihren angemessenen Unterhalt, zur Zeit des

Todes des Versicherten mit ihrem Altersruhegeld selbst

bestreiten können. Daß der "angemessene Unterhalt" nie—

driger als der notwendige, das heißt als der sozialhilfe—

rechtliche Mindestbedarf sei, ergebe sich aus 5 58 EheG,
wonach die Lebensverhältnisse der Ehegatten zur Zeit der
Scheidung maßgebend seien; Der so zu bemessene angemessene

Unterhalt liege häufig unter den sozialhilferechtlichen

Mindestsät20n. Den Entscheidungen des Bundessozialgerichts
(BSG) in SozR Nrn. 64 und 66 zu 5 1265 RVOund vom
26. September 1972 — 11 RA 164/71 —könne nicht entnommen
werden, daß der auf den Zeitpunkt des Todes des Ver—

sicherten bezogene "angemessene" Unterhalt den Mindest—

bedarf des Unterhaltsberechtigten im Sinne des Sozialhilfe—

rechts nicht unterschreiten dürfe; ä5 58, 59 EheG ließen
eine derartige Begren2uhg der Höhe des angemessenen Unter—

halte nach unten nicht erkennen;

Zu* zweiten Alternative hat das LSG im Hinblick auf den
Prozeßvergleich ausgeführt, eine_Abänderungsklage nach

...5...
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% 525‘Abs° 4 Zivilprozeßordnung (ZPO) hätte trotz der

gebesserten Einkommenslage des Versicherten keinen

Erfolg gehabt, weil auch im Rahmen des 5 525 ZPO

hätte berücksichtigt werden müssen, daß die

Klägerin ihren angemessenen Unterhalt aus der eigenen

Rente habe bestreiten können.

Die Klägerin hat Revision eingelegt und beantragt

(sinngemäß), die Urteile des_LSG und des SG sowie den

Bescheid der Beklagten aufzuheben und diese zur Ge—

währung von Hinterbliebenenrente gemäß 55 4265,
1268 RVG zu verurteilen"

Die Beklagte beantragt, die Revision zurüékzuweisen.

Die Revision ist u.a° der Auffassung, das LSG habe

zu Unrecht den angemessenen Unterhalt der Klägerin

mit nur 133 DM angesetzt und angenommen, er sei durch

ihre eigene Rente-gedeckt° Der Unterhaltsanspruch

der Klägerin und der des Versicherten seien gleich

hoch gewesen, vorausgesetzt, daß dem Versicherten

der notwendige Mindestbedarf verbleibe° Selbst wenn

der Klägerin ein etwas geringerer Betrag zugestanden

habe als dem Versicherten, sei ihr nach Abzug ihrer

eigenen Rente von 155 DM noch ein restlicher Unter—
haltsanspruch verblieben.

Die Beklagte meint
zur Revision im wesentlichen, bei

der ersten Alternative gehe die Revision bei der

Errechnung des angemessenen Unterhalts der Klägerin

zu Unrecht von den Einkommensverhältnissen des Ver—
_

sicherten zur Zeit seines Todes aus statt von denen

zur Zeit der Scheidung° Danach könne mit Rücksicht

auf die zu dieser Zeit noch unterhaltsberechtigten

zwei Kinder der Klägerin nur ein Unterhaltsanteil von

einem Viertel des damaligen Einkommens des Ver—
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sicherten, d.i. 87,50 DM zugebilligt werden. Dieser Betrag

sei für die Zeit des Todes des Versicherten auf 455 DM an—

zuheben. Diesen angemessenen Unterhalt habe die Klägerin

aus ihrer Rente bestreiten können._

Die beigeladene Witwe des Versicherten ist,nieht vertreten.

Alle Beteiligten sind mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden (% 424 Abs. 2

Sozialgerichtsgesetz —SGG—).
‚ — ,

II

Die Revision ist zulässig und begründet.

Nach der 4. Alternative des 5 4265 Satz 4 RVGkann die
frühere Ehefrau Hinterbliebenenrente beanspruchen, wenn

der Versicherte ihr zur Zeit seines Todes Unterhalt nach

den Vorschriften des Eherzu leisten hatte; nach 5 58
Abs. 4 EheG hat der für schuldig erklärte Ehegatte dem
anderen Ehegatten den nach den Lebensverhältnissen der

Ehegatten angemessenen Unterhalt zu gewähren, soweit

die Einkünfte aus dem Vermögen des anderen Ehegatten

und die Erträgnisse einer Erwerbstätigkeit nicht aus—

reichen.

Der 4. und der 44. Senat des BSG haben bei der Anwendung

der 4. Alternative des 54265 Satz 4 EVO ausgeführt, daß
der angemessene Unterhalt, den der für schuldig erklärte
Mann der geschiedenen Frau zu gewähren hat, den lebens—

notwendigen Mindestbedarf der Frau umfasse (Urteil vom

10. 8. 4972 - 4 RJ 459/71; SozR Nr. 64 zu s 4265 RVG;
Urteil vom 26. 9. 4972 — 44 RA 464/74). Gegen diese Auf—
fassung bestehen unter Berücksichtigung der Auslegung des

Begriffs "Unterhalt" bei Anwendung des 5 4265 Satz 4 RVO,‘
wonach zahlungen des Versicherten nur dann als geleisteter
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"Unterhalt" anzusehen sind, wenn sie ein Viertel des

notwendigen Mindestbedarfs des geschiedenen Ehegatten

erreichen, im vorliegenden Fall keine Bedenken" Das

LSG hat diese Entscheidungen des 4. und 11° Senats

zwar zitiert„ Sie führen aber nieht zu dem von ihm
gewonnenen Ergebnis°

Zu Unrecht hat das LSGdie Klägerin für nicht unter—
haltsbcdürftig erachtet, weil es als Unterhaltsbedarf

nur den Betrag des von ihm auf die Zeit des Todes

des Versicherten projizierten Unterhaltsanspruchs

der Klägerin von 155 DM und nicht deren zu dieser

Zeit bestehenden sozialhilferechtlichen lebensnot—

wendigen Mindestbedarf von 255,80 DM angesetzt hat.

Die Klägerin war unterhaltsbedürftig, weil ihre

Rente von 155 DM diesen Sozialhilfesatz nicht er—
reichte° Es fehlten ihr rd° 100 DM zur Deckung ihres

Mindestbedarfs. Dieser Betrag wird von dem vom LSG

auf die Zeit des Todes des Versicherten projizierten
Unterhaltsanspruch der Klägerin gegen den Ver—

sicherten von 155 DM umfaßt° Trotz ihrer eigenen

Rente hatte die Klägerin somit einen Unterhalts—

anspruch gegen den Versicherten zur Zeit seines Todes

in Höhevon rd. 400 DM.Dieser Betrag ist nicht
geringfügig, denn er überschreitet ein Viertel des

notwendigen Mindestbedarfs der Klägerin;?

Der Versicherte war nach den nicht angefochtenen

Feststellungen des LSG fähig, Unterhalt in Höhe von
100 DM monatlich zu leisten° Er hätte bei seinem

Einkommen von insgesamt 780 DM zur Zeit seines Todes

der Klägerin den Unterschiedsbetrag zwischen ihrem

Mindestbedarf von 255,80 DM und ihrer Rente von
155 DM — rund 100 DM monatlich — gewähren können, ohne

seinen und seiner Ehefrau Unterhalt zu gefährden
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(5 59 EheG). Bei der Prüfung der Unterhaltsfähigkeit muß

dem geschiedenen Ehemann das für seinen notwendigen

Lebensunterhalt Erforderliche verbleiben (SozR Nr. 15

zu 5’1265 RVG). Dabei ist auch seine Unterhaltspflicht

gegenüber seiner zweiten Ehefrau zu
berücksichtigen

(% 59 FheG). Diese lebensnotwendigen Bedürfnisse des
Versicherten zur Zeit seines Todes wurden durch eine

Unterhaltsverpflichtung gegenüber der Klägerin von
monatlich 100 DM nach den Feststellungen des LSG über

die sozialhilferechtlichen Unterhaltsbedarfssätze im

Jahre 1970 nicht beeinträchtigt.

Bei dieser Rechtslage kommt es auf die zweite und dritte

Alternative des 5 1265 Satz 1 BVD nicht mehr an,

Die Entscheidungen der Vorinstanzen und der angefochtene

Bescheid sind daher aufzuheben. Die Beklagte hat der_

Klägerin einen neuen Bescheid über die Gewährung von
Hinterbliebenenrente gemäß 5 1265 Satz 1 BVD unter Berücke
sichtigung des Anspruchs der beigeladenen.Witwe gemäß
% 1268 Abs. 4 BVD zu erteilen.
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Die Kostenentsbhéidung beruht auf % 493 SGG.

Geyser Richter am Bundes— Dr.
sozialgericht ‘
Dr. Heinze ist durch
Urlaub verhindert zu
unterschreiben

Geyser

Friederichs
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